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Stellungnahme zum Bebauungsplan "Höhe baulicher Anlagen in Hermannsdorf" 
(Vorentwurf Oktober 2025) 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen, bedankt sich für 
die Möglichkeit zur Beteiligung am Verfahren zum einfachen Bebauungsplan ‘Höhe baulicher Anlagen 
in Hermannsdorf’. Wir begrüßen, dass die Stadt Elterlein mit diesem Planungsinstrument die besondere 
Bedeutung von Orts‑ und Landschaftsbild, historischen Sichtbeziehungen und Erholungsfunktion der 
Montanregion Erzgebirge aufgreift. Zugleich bestehen aus unserer Sicht fachliche Bedenken hinsicht-
lich einzelner Aspekte der Planbegründung, insbesondere im Hinblick auf die Darstellung des Schutzgu-
tes ‘Energie und Klima’ und die dort vorgenommene Bewertung der Umweltauswirkungen. 
 
Zum Vorhaben ergehen Hinweise. 
 
1. Schutzgut „Energie und Klima“ – Plausibilität der Argumentation 

Hinsichtlich des Schutzgutes „Energie und Klima“ bestehen aus fachlicher Sicht erhebliche Zweifel an 
der Tragfähigkeit der Argumentation. Im Umweltbericht wird ausgeführt, die Höhenbegrenzung auf 50 m 
schränke den Bau von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie nicht ein und auch Windenergie-
anlagen seien „im Rahmen des Maßes der baulichen Nutzung“ möglich, ohne gravierend in andere 
Schutzgüter einzugreifen. Die Beeinträchtigungen für Energie und Klima würden deshalb als „gering 
betroffen“ bewertet. Diese Aussagen bleiben jedoch abstrakt und werden nicht mit der tatsächlichen 
technischen und wirtschaftlichen Entwicklung der erneuerbaren Energien unterlegt. 
 
Nach aktuellen Auswertungen der Fachagentur Wind und Solar zur Entwicklung der Windenergie an 
Land weisen die neu in Betrieb genommenen Windenergieanlagen eine durchschnittliche Nabenhöhe 
von 146 m sowie einen mittleren Rotordurchmesser von 150 m auf. Die daraus resultierende Gesamt-
höhe liegt im Mittel bei etwa 220 m (FA Wind und Solar (2025): Status des Windenergieausbaus an Land 
in Deutschland im 1. Halbjahr 2025). Anlagen mit Gesamthöhen von lediglich bis zu 50 m bewegen sich 
damit deutlich außerhalb des marktüblichen Segments wirtschaftlich einsetzbarer Onshore-Windener-
gieanlagen. Anlagen mit Gesamthöhen bis 50 m sind dem Bereich der Kleinwindenergie zuzuordnen, 
erreichen nur Leistungen im unteren kW‑Bereich und spielen für die Stromversorgung und die Erreichung 
der Ausbauziele erneuerbarer Energien lediglich eine untergeordnete Rolle. Vor diesem Hintergrund 
erscheint die Schlussfolgerung, der Bebauungsplan leiste mit einer starren Höchstgrenze von 50 m 
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„einen Beitrag zur nachhaltigen Energieversorgung“ und beeinträchtige das Schutzgut Energie und Klima 
lediglich „gering“, als fachlich nicht hinreichend plausibel. 
 
Zugleich ist zu berücksichtigen, dass § 2 EEG 2023 den erneuerbaren Energien ausdrücklich eine 
besondere, vorrangige Bedeutung bei der Schutzgüterabwägung einräumt. Vor diesem rechtlichen Hin-
tergrund kann eine Bauleitplanung, die Windenergieanlagen über eine generelle Höhenbegrenzung zwar 
nicht ausdrücklich ausschließt, faktisch aber die Errichtung wirtschaftlich sinnvoller Anlagen des übli-
chen Größensegments unmöglich macht, nicht ohne Weiteres als mit dem Vorrang erneuerbarer Ener-
gien vereinbar angesehen werden. Da der Bebauungsplan erkennbar primär auf den Schutz des Orts- 
und Landschaftsbildes ausgerichtet ist, erscheint es vor diesem Hintergrund sinnvoll, die tatsächlichen 
Auswirkungen der festgesetzten Höhenbegrenzung im Kapitel „Energie und Klima“ realistisch und 
nachvollziehbar darzustellen. 
 
2. Vorschlag zur differenzierten Höhenbegrenzung für Windenergieanlagen 

Wir regen daher an, das Kapitel zum Schutzgut „Energie und Klima“ fachlich zu überarbeiten. Um die 
Ziele des Landschaftsbild‑ und Kulturlandschaftsschutzes mit den Erfordernissen der Energiewende in 
Einklang zu bringen, regen wir an, die allgemeine Höhenbegrenzung differenziert zu fassen. Die 
50‑m‑Grenze kann aus unserer Sicht weiterhin als Regelfall für bauliche Anlagen zur Sicherung von Orts‑ 
und Landschaftsbild beibehalten werden, sollte jedoch für Windenergieanlagen durch eine klar umris-
sene Öffnungs‑ bzw. Ausnahmeklausel ergänzt werden. 
Denkbar wäre etwa, im Bebauungsplan festzulegen, dass für Windenergieanlagen über 50 m Gesamt-
höhe Ausnahmen von der Höhenbegrenzung zugelassen werden können, wenn kumulativ folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 
 

• eine übergeordnete Steuerung (z.B. Regionalplan, Konzentrationszonenplanung oder andere 
geeignete planerische Instrumente) eine Windenergienutzung im betreffenden Bereich aus-
drücklich vorsieht, 

• eine vertiefte Prüfung der Auswirkungen auf Landschaftsbild, Erholung, Arten- und Gebiets-
schutz erfolgt und zu dem Ergebnis kommt, dass erhebliche Beeinträchtigungen dieser Schutz-
güter ausgeschlossen oder durch geeignete Maßnahmen vermieden bzw. ausgeglichen werden 
können. 

 
Auf diese Weise würden die kommunalen Ziele des Landschaftsbild‑ und Aussichtsschutzes gewahrt 
und gleichzeitig die Möglichkeit eröffnet, den gesetzlichen Vorgaben zum Vorrang erneuerbarer Ener-
gien gerecht zu werden. Eine solche differenzierte Regelung würde zudem der Tatsache Rechnung tra-
gen, dass große Windenergieanlagen typischerweise in überörtlichen Planungskonzepten (z.B. Konzent-
rationszonen) gesteuert werden und nicht flächendeckend in der gesamten Gemarkung zulässig sein 
sollen.  
 
3. Weitere Hinweise zur räumlichen Ausgestaltung 

Die Begründung und Satzung behandeln die gesamte Gemarkung Hermannsdorf – mit Ausnahme des 
bestehenden Bebauungsplans „An der Wendeschleife“ – weitgehend einheitlich, obwohl innerhalb des 
Geltungsbereichs sehr unterschiedliche Teilräume bestehen, etwa die geschlossene Ortslage, Über-
gangszonen, exponierte Höhenzüge mit Fernsichten sowie Bereiche im Nahbereich von Schutzgebieten. 
Ohne den Charakter als einfacher textlicher Bebauungsplan in Frage zu stellen, regen wir an zu prüfen, 
ob diese Unterschiede in der Begründung stärker herausgearbeitet und besonders sensible Bereiche 
(z.B. definierte Sichtkorridore, Höhenrücken mit herausragender Panoramawirkung, Randbereiche zu 



 

 3 

NSG/FFH‑Gebieten) konkret benannt werden können. Dies würde die planerische Zielsetzung verdeutli-
chen und die Anwendung des Plans in späteren Zulassungsverfahren fachlich besser nachvollziehbar 
machen. 
 
4. Fazit 

Insgesamt halten wir fest: Die planerische Grundkonzeption zum Schutz des Orts‑ und Landschaftsbil-
des ist in ihrer Zielrichtung nachvollziehbar. Die vorliegenden Unterlagen konzentrieren sich jedoch im 
Wesentlichen auf diesen Einzelaspekt, sodass eine breitere und tiefgehende Betrachtung weiterer 
betroffener Belange nur eingeschränkt erkennbar ist. Vor diesem Hintergrund sollten die Ausführungen 
zum Schutzgut „Energie und Klima“ sollten hinsichtlich der aktuellen technischen Standards der 
Windenergie und den Vorgaben des EEG 2023 realitätsnäher gefasst und durch eine differenzierte 
Regelung für Windenergieanlagen ergänzt werden, um eine ausgewogene und rechtssichere Abwägung 
der betroffenen Belange sicherzustellen. 
 
Wir bitten um Berücksichtigung der dargestellten Hinweise und um weitere Beteiligung im Verfahren. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


